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Leitsatz

StPO § 260 Abs. 4 Satz 1

OWiG § 71 Abs. 1, § 80a Abs. 3 Satz 1

StVO § 3 Abs. 3, § 41 Abs. 1 Anl. 2 Nr. 49 (Zeichen 274),

§ 49 Abs. 3 Nr. 4

Bei einer Verurteilung wegen Überschreitung der durch Zeichen
274 ange-ordneten zulässigen Höchstgeschwindigkeit ist nicht in
die Urteilsformel auf-zunehmen, ob der Verstoß „innerhalb
geschlossener Ortschaften“ oder „außerhalb geschlossener
Ortschaften“ begangen wurde. Denn dieser Umstand gehört nicht
zur rechtlichen Bezeichnung der Tat. Die Urteilsformel ist nicht der
Ort, um für die Eintragung im Fahreignungsregister relevante
Sachverhaltselemente zu beschreiben, die nicht zu den
Voraussetzungen des verwirklichten Tatbestands zählen.

OLG Düsseldorf, 2. Senat für Bußgeldsachen

Beschluss vom 1. Oktober 2020, IV-2 RBs 129/20

 
Tenor:

1.

http://www.nrwe.de


Der mitunterzeichnende Einzelrichter überträgt die Sache dem
Senat in der Besetzung mit drei Richtern.

2.

Die Rechtsbeschwerde wird auf Kosten des Betroffenen als
unbegründet verworfen.

3.

Der Antrag der Generalstaatsanwaltschaft auf Ergänzung der
erstinstanzlichen Urteilsformel wird abgelehnt.

 

G r ü n d e :

I.

Das Amtsgericht Duisburg hat den Betroffenen wegen fahrlässiger Überschreitung der
zulässigen Höchstgeschwindigkeit zu einer Geldbuße von 160 Euro verurteilt und gegen ihn
ein einmonatiges Fahrverbot verhängt. Nach den getroffenen Feststellungen hatte der
Betroffene die zulässige Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h (Zeichen 274) bei einer Fahrt
mit einem Pkw innerhalb geschlossener Ortschaften um 34 km/h überschritten (Tatzeit:
23. März 2019).

Gegen dieses Urteil richtet sich die auf die Sachrüge gestützte Rechtsbeschwerde des
Betroffenen.

Die Generalstaatsanwaltschaft hat beantragt, die Rechtsbeschwerde als unbegründet zu
verwerfen, jedoch den Tenor des erstinstanzlichen Urteils dahin zu ergänzen, dass der
Betroffene wegen fahrlässiger Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit
innerhalb geschlossener Ortschaften verurteilt wird.

II.

Der mitunterzeichnende Einzelrichter überträgt die Sache gemäß § 80a Abs. 3 Satz 1 OWiG
dem Senat in der Besetzung mit drei Richtern, da es geboten ist, zu dem Antrag der
Generalstaatsanwaltschaft auf Ergänzung der Urteilsformel -solche Anträge werden bei
einem Schuldspruch wegen (fahrlässiger oder vorsätzlicher) Überschreitung der zulässigen
Höchstgeschwindigkeit in jüngster Zeit gehäuft gestellt - zur Fortbildung des Rechts und zur
Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung grundsätzlich Stellung zu nehmen.

III.

Die Rechtsbeschwerde ist unbegründet im Sinne des § 79 Abs. 3 Satz 1 OWiG i.V.m. § 349
Abs. 2 StPO.

Der Erörterung bedarf lediglich der Antrag der Generalstaatsanwaltschaft auf Ergänzung der
Urteilsformel, dem nicht zu entsprechen ist.

1.
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Gemäß § 71 Abs. 1 OWiG, § 260 Abs. 4 Satz 1 StPO ist in dem Urteil die rechtliche
Bezeichnung der Tat anzugeben. Auch in Bußgeldsachen ist die Tat in der Urteilsformel,
sofern nicht gesetzliche Überschriften zu verwenden sind, mit Worten anschaulich und
verständlich zu bezeichnen. Die angewendeten Vorschriften sind erst nach der Urteilsformel
aufzuführen (vgl. OLG Düsseldorf [1. Senat für Bußgeldsachen] NZV 2000, 382; NZV 2001,
89, 90). Indes ist die Urteilsformel von allem freizuhalten, was nicht unmittelbar der Erfüllung
ihrer Aufgaben, nämlich der Mitteilung von Schuldspruch und zu vollstreckendem
Rechtsfolgenausspruch, dient (vgl. BGH NStZ 1983, 524; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO,
63. Aufl. 2020, § 260 Rdn. 20).

Vorliegend hat der Betroffene ordnungswidrig gehandelt (§ 49 Abs. 3 Nr. 4 StVO), indem er
entgegen Nr. 49 der Anlage 2 zu § 41 Abs. 1 StVO die durch Zeichen 274 angeordnete
zulässige Höchstgeschwindigkeit überschritten hat. Diese Regelung wird jedenfalls bei einer
Herabsetzung (hier: 30 km/h) der allgemein festgelegten Höchstgeschwindigkeit nicht durch
§ 3 Abs. 3 StVO verdrängt (vgl. BayObLG NZV 1999, 50; OLG Hamm VRS 97, 212, 213;
Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 45. Aufl. 2019, § 3 StVO Rdn. 56). Für die
Verwirklichung des auf die Missachtung des Vorschriftzeichens abstellenden Tatbestands
(„Wer ein Fahrzeug führt, darf nicht schneller als mit der jeweils angegebenen
Höchstgeschwindigkeit fahren.“) und damit den Schuldspruch kommt es mangels eines
entsprechenden Merkmals nicht darauf an, ob die durch Zeichen 274 angeordnete
Geschwindigkeitsbeschränkung innerhalb oder außerhalb geschlossener Ortschaften zu
beachten war.

Diese Unterscheidung gehört hier nicht zur rechtlichen Bezeichnung der Tat und hat lediglich
Bedeutung für die Zumessung der Rechtsfolgen nach Maßgabe der Regelsätze für
Geldbußen und die Anordnung eines Fahrverbots (Tabelle 1, Anhang zu Nr. 11 BKat).
Tatmodalitäten, die keinen eigenen Tatbestand beschreiben und lediglich die Zumessung der
Rechtsfolgen betreffen, sind indes nicht in die Urteilsformel aufzunehmen (vgl. statt vieler:
BGH NStZ 1999, 205; Ott in: Karlsruher Kommentar, StPO, 8. Aufl. 2019, § 260 Rdn. 31).

Abgesehen davon würde die Urteilsformel selbst mit der beantragten Ergänzung („wegen
fahrlässiger Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit innerhalb geschlossener
Ortschaften“) aus sich heraus nicht die Einordnung in eine der Stufen der vorgenannten
Regelsatztabelle ermöglichen. Denn dazu müssten auch die Art des Kraftfahrzeugs (Pkw,
Lkw, Kraftomnibus etc.) und die Höhe der Geschwindigkeitsüberschreitung in km/h in der
Urteilsformel mitgeteilt werden.

2.

Die in der Antragsschrift nicht näher begründete Auffassung der Generalstaatsanwaltschaft,
der Zusatz „innerhalb geschlossener Ortschaften“ sei erforderlich, damit das Urteil
vollstreckbar und im Fahreignungsregister eintragungsfähig ist, kann nicht nachvollzogen
werden.

Die Rechtsfolgen (Geldbuße von 160 Euro und einmonatiges Fahrverbot) sind in der
Urteilsformel eindeutig bestimmt. Die Vollstreckbarkeit des Urteils hängt nicht von der
beantragten Ergänzung der Urteilsformel ab. Dem Senat ist kein Fall bekannt, in dem ein
Urteil nicht hätte vollstreckt werden können, weil der Zusatz „innerhalb geschlossener
Ortschaften“ oder „außerhalb geschlossener Ortschaften“ in der Urteilsformel nicht enthalten
war. Ein solcher Fall ist in der Antragsschrift der Generalstaatsanwaltschaft auch nicht
aufgezeigt worden.
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Auch für die Eintragungsfähigkeit im Fahreignungsregister ist nicht erforderlich, dass die
Urteilsformel den Zusatz „innerhalb geschlossener Ortschaften“ enthält. Dieses
Sachverhaltselement kann bei der Mitteilung an das Kraftfahrt-Bundesamt den Urteilsgründen
entnommen werden. Für eine Privilegierung durch Aufnahme in die Urteilsformel besteht
gegenüber den weiteren mitzuteilenden Sachverhaltselementen, wozu neben der Höhe der
Geschwindigkeitsüberschreitung in km/h (unter Angabe der zulässigen und der nach
Toleranzabzug festgestellten Geschwindigkeit in km/h) und der Kraftfahrzeugart auch das
Datum der Tat, der Tatort und die Art der Verkehrsbeteiligung gehören, kein Anlass.
Erforderlichenfalls kann zur Abklärung der mitzuteilenden Sachverhaltselemente auch auf
den Bußgeldbescheid und den sonstigen Akteninhalt zurückgegriffen werden, was beim
Absehen von Urteilsgründen (§ 77b OWiG) ohnehin notwendig ist.

In der Literatur (vgl. Fromm, Verteidigung in Straßenverkehrs-OWi-Verfahren, 2. Aufl. 2014,
Kapitel 3, A. Geschwindigkeitsüberschreitungen, XII. Tenorierung, abrufbar bei juris) ist zur
Frage der Tenorierung etwa vorgeschlagen worden, die Verurteilung „wegen einer
fahrlässigen Ordnungswidrigkeit des Überschreitens der zulässigen Höchstgeschwindigkeit
außerhalb geschlossener Ortschaften um mehr als 23 km/h“ auszusprechen. Abgesehen
davon, dass der zusätzliche Informationswert bei diesem Beispiel gering ist, weil die für die
Einordnung in eine der Stufen der Tabelle 1, Anhang zu Nr. 11 BKat, erforderliche
Kraftfahrzeugart nicht benannt worden ist und auch die Höhe der
Geschwindigkeitsüberschreitung nach oben offen bleibt, hält es der Senat nicht für
sachgerecht, die rechtliche Bezeichnung der Tat in der Urteilsformel mit einzelnen
Sachverhaltselementen zu überfrachten.

Die Urteilsformel ist nicht der Ort, um dort die für die Eintragung im Fahreignungsregister
erforderlichen Sachverhaltselemente zu beschreiben. Bezogen auf die Höhe der
Geschwindigkeitsüberschreitung in km/h, die Kraftfahrzeugart, das Datum der Tat, den Tatort
und die Art der Verkehrsbeteiligung ist eine Ergänzung der Urteilsformel auch nicht beantragt
worden. Es erschließt sich allerdings nicht, weshalb ein bei Missachtung des Zeichens 274
nicht zur rechtlichen Bezeichnung der Tat gehörendes Sachverhaltselement („innerhalb
geschlossener Ortschaften“) isoliert in der Urteilsformel hervorgehoben werden sollte. Ein
Erkenntnisgewinn ergibt sich daraus nicht.

Die Übermittlungsstandards für das Fahreignungsregister (vgl. BAnz AT vom 11. Juli 2018
B9-B11 und BAnz AT vom 8. Juli 2019 B5-B6) erfordern besondere Kenntnisse der mit den
Mitteilungen an das Kraftfahrt-Bundesamt befassten Sachbearbeiter der Staatsanwaltschaft,
die dem gerichtlich festgestellten Sachverhalt etwa auch eine Tatbestandsnummer nebst
Punktzahl aus dem Bundeseinheitlichen Tatbestandskatalog - dieser stellt als schlichte
Verwaltungsvorschrift des Kraftfahrt-Bundesamtes keine eigenständige Rechtsgrundlage dar
(vgl. OLG Hamm BeckRS 2016, 18440) - zuzuordnen haben. Bei der Bearbeitung kann auf
die Urteilsgründe sowie auf den Bußgeldbescheid und den gesamten Akteninhalt
zurückgegriffen werden. Es ist für die Eintragungsfähigkeit ohne Belang, ob die Urteilsformel
bei einer Verurteilung wegen (fahrlässiger oder vorsätzlicher) Überschreitung der zulässigen
Höchstgeschwindigkeit den Zusatz „innerhalb geschlossener Ortschaften“ oder „außerhalb
geschlossener Ortschaften“ enthält. Dies gilt umso mehr, als die weiteren mitzuteilenden
Sachverhaltselemente ohnehin nicht aus einer solchen geringfügig ergänzten Urteilsformel
hervorgehen.

3.

Angesichts dessen ist anzumerken, dass ein solcher Zusatz auch dann entbehrlich erscheint,
wenn sich die zulässige Höchstgeschwindigkeit aus der allgemeinen Regelung des § 3 Abs. 3
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StVO ergibt.

Dies gilt auch unter Berücksichtigung des Umstands, dass die Bezeichnungen „innerhalb
geschlossener Ortschaften“ und „außerhalb geschlossener Ortschaften“ bei der allgemeinen
Festlegung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit ausdrücklich Niederschlag im Tatbestand
der Norm gefunden haben. Während die zulässige Höchstgeschwindigkeit „innerhalb
geschlossener Ortschaften“ für alle Kraftfahrzeuge gleichermaßen 50 km/h beträgt (§ 3
Abs. 3 Nr. 1 StVO), richtet sich die zulässige Höchstgeschwindigkeit „außerhalb
geschlossener Ortschaften“ nach den in § 3 Abs. 3 Nr. 2 lit. a bis c StVO bezeichneten
Kraftfahrzeugarten, so dass in diesem Fall der Zusatz „außerhalb geschlossener Ortschaften“
streng genommen noch um die Kraftfahrzeugart zu erweitern wäre, um die Tat rechtlich
differenziert zu bezeichnen.

Aus praktischen Erwägungen ist in den verkehrsrechtlichen Massenverfahren demgegenüber
zu bevorzugen, in der Urteilsformel allein den Obersatz des § 3 Abs. 3 StVO („zulässige
Höchstgeschwindigkeit“) im Sinne einer Überschrift aufzugreifen und den Tenor nicht weiter
zu fassen als bei einer Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit unter
Missachtung des Zeichens 274. Für die rechtliche Bezeichnung des konkreten Unterfalls
genügt - wie bei der Verwendung einer vorhandenen Überschrift - die Angabe der
entsprechenden Norm in der Liste der angewendeten Vorschriften (z.B. § 3 Abs. 3 Nr. 2 lit. c
StVO).

IV.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 46 Abs. 1 OWiG, § 473 Abs. 1 Satz 1 StPO.
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